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Eine unterschätzte Reform
Michel Dormal

Wenn man den Umfragen glaubt, ge-
nießt die Frage, ob die Amtsdauer von 
Regierungsmitgliedern auf 10 Jahre be-
grenzt werden soll, von den verbleibenden 
drei Fragen des Referendums in der Be- 
völkerung mit Abstand die größte Zustim-
mung.1 Allerdings ist oft zu hören, im Ver-
gleich zum Ausländerwahlrecht handele es 
sich um eine Angelegenheit von geringerer 
Bedeutung, die nicht unbedingt Gegen-
stand eines Referendums sein müsse. In 
der Januarausgabe von forum hieß es z. B., 
die Frage der Amtsdauer wirke „anekdo- 
tisch“ und werde „kaum die politische 
Kultur des Landes revolutionieren“. Viel-
leicht ist die Frage damit aber etwas zu 
voreilig abgehakt.

Ein republikanisches Prinzip mit 
langer Geschichte

Die Idee, die Ausübung öffentlicher Äm-
ter zeitlich zu beschränken, ist an sich 
nicht neu. Sie hat ihre Wurzeln in der 
griechischen Demokratie und der rö-
mischen Republik.2 Das Rotationsprinzip 
war dort für viele öffentliche Ämter die 
Regel. Tatsächlich entspricht die zeit- 
liche Beschränkung von Macht sogar in 
größerem Maße dem ursprünglichen re-
publikanischen Gedanken als das Prinzip 
der Wahl. Etliche Ämter wurden in der 
Antike nicht durch Wahl, sondern durch 
das Los besetzt. Herrschaft auf Dauer, und 
sei sie plebiszitär legitimiert, war nicht 
vereinbar mit dem Ideal, dass die Bürger 
abwechselnd regieren und sich regieren 

lassen. Dieser Gedanke wurde in den 
Stadtrepubliken der Renaissance aufge-
griffen und fand von dort aus Eingang in 

die amerikanische Verfassungstheorie. Die 
Verfassung des Staates Pennsylvania von 
1776 etwa schrieb das Rotationsprinzip 
nicht nur für die Exekutive, sondern auch 
für die Legislative vor, um der Gefahr 
einer ‚neuen Aristokratie‘ zu begegnen. 
Die heute im 22. Verfassungszusatz fest-
geschriebene Begrenzung der Amtsdauer 
des US-Präsidenten auf zwei Amtspe- 
rioden war dagegen bis Mitte des 20. Jahr- 
hunderts gewohnheitsrechtlicher Natur 
und wird in der Regel auf das stilbildende 
Beispiel George Washingtons zurückge-
führt, der freiwillig auf eine erneute Kan-
didatur verzichtete.

Die Hoffnungen, die historisch mit dem 
Prinzip einer zeitlichen Begrenzung öffent- 
licher Machtausübung verknüpft waren, 
lassen sich in drei Punkten zusammenfas-
sen. Erstens versprach man sich mehr Par-
tizipation: Eine größere Zahl von Bürgern 
erhalte Gelegenheit, in öffentlichen Äm-
tern Verantwortung zu übernehmen und 
Erfahrungen zu sammeln. Zweitens wollte 

man der Gefahr einer zur Tyrannei ver-
leitenden Konzentration der Macht in den 
Händen Einzelner vorbeugen. Drittens 
versprach man sich eine bessere Repräsen-
tation, indem durch die häufige Rotation 
eine Entfremdung zwischen Regierenden 
und Regierten verhindert werde. Das 
Grundmotiv war also republikanischer 
Natur, sprich von der Sorge um die Gleich- 
heit und Freiheit der Bürger beseelt.

Im Vergleich dazu fällt auf, dass in der ak-
tuellen Luxemburger Debatte meist eine 
andere Begründung auftaucht, nämlich 
die Problemlösungs- und Innovations-
fähigkeit: Nach zehn Jahren hätten – so 
etwa Etienne Schneider – Führungskräfte 
ihre ‚beste Milch‘ gegeben, also keine 
neuen Ideen mehr.3 Letzteres Argument 
hat natürlich mit Demokratie wenig zu 
tun. Schneider verwies vielmehr ausdrück-
lich auf das Vorbild der Privatwirtschaft. 
Darüber, ob die Amtszeitbegrenzung dem 
Ziel einer verbesserten Problemlösung 
angemessen ist, lässt sich allerdings keine 
sinnvolle Aussage treffen. Die Frage, ob 
ein Problem ‚gut‘ oder ‚schlecht‘ gelöst 
wurde und ob es überhaupt das richtige 
Problem war, das in Angriff genommen 
wurde, bleibt in einer Demokratie dem 
politischen Urteil der Wähler überlassen. 
Es ist auch kein Wert an sich, ständig 
neue Ideen zu haben: Konservatismus ist 
schließlich ein legitimer politischer Stand-
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punkt. Ich beschränke mich in den fol-
genden Überlegungen daher auf die drei 
oben genannten republikanischen Erwar-
tungen, die mit dem Prinzip der Amtszeit-
begrenzung assoziiert werden: Mehr Par-
tizipation, weniger Machtkonzentration 
und bessere Repräsentation. Sind diese 
Hoffnungen berechtigt?

Amtszeitbegrenzung:  
Eine unbekannte Konstruktion

Die Antwort fällt nicht leicht. Die politik-
wissenschaftliche Literatur zu ‚term limits‘, 
die Aufschluss über deren demokratische 
Potentiale in der Gegenwart geben kön-
nte, konzentriert sich vor allem auf die 
Vereinigten Staaten, wo es eine stärker 
in der republikanischen Tradition ste-
hende Debatte um die Begrenzung von 
Amtszeiten auch für Parlamentarier gibt, 
oder aber auf Fragen der Konsolidierung 
von Demokratie in ehemaligen Dikta- 
turen (und auch wenn Regierungswech-
sel hierzulande nicht häufig sind, wird 
man Luxemburg nicht zur letzteren Kat-
egorie zählen).4 Es gibt jedoch noch ein 
gewichtigeres Problem, warum Vorher-
sagen schwierig sind: Eine Begrenzung der 
Amtsdauer von Regierungsmitgliedern ist 
in parlamentarischen Regierungssystemen 
schlicht völlig unüblich. Eine solche Be-
grenzung finden wir vor allem in Ländern 
mit präsidentieller Regierung, etwa in den 
USA oder in Südamerika. Dort ist die Re-
gierung vom Parlament unabhängig. Der 
amerikanische Kongress kann den Präsi-
denten nicht zum Rücktritt zwingen. Im 
Gegenzug ist dessen maximale Amtsdauer 
begrenzt. Im Präsidentialismus trägt die 
(exekutive) Amtszeitbegrenzung also dazu 
bei, die Balance zwischen den Gewalten 
zu wahren. In der parlamentarischen Re-
gierungsform dagegen stellen diejenigen 
Parteien die Regierung, die im Parlament 
eine Mehrheit haben. Auch in Luxemburg 
ist das bekanntlich so, gleichwohl der ver- 
altete Verfassungstext es nicht explizit 
vorschreibt. Anders als Präsidenten ha-
ben parlamentarische Regierungen daher 
formal auch gar keine festgelegte Amts-
periode, auch wenn es aufgrund des häu-
figen Zusammenfallens von Wahlen und 
Regierungsumbildungen bisweilen so aus- 
sieht. Sie bleiben vielmehr im Amt, sol-
ange die parlamentarischen Mehrheitsver-
hältnisse sich nicht ändern. Sie können 

aber genauso zwischen zwei Wahltermi-
nen jederzeit durch wechselnde Koali-
tionen zum Rücktritt gezwungen werden 
oder vorgezogenen Neuwahlen zum Op-
fer fallen. Schon aus diesem Grund passt 
eine förmliche Begrenzung der Amtszeit 
nicht so recht zur Logik parlamentarischer 
Regierungssysteme.

Die Einführung der geplanten Amtszeit-
begrenzung in Luxemburg, so unspek-
takulär sie auf den ersten Blick scheinen 
mag, wäre also bei genauerem Hinsehen 
durchaus ziemlich einzigartig. Das ist in 
Luxemburg vermutlich den wenigsten 
Bürgern klar. Auch die Regierung und der 
Staatsrat haben dazu bislang kein Wort ver-
loren. Tatsächlich gibt es zur Stunde aber 
vermutlich mehr Staaten, nämlich immer-
hin vier, in denen ein allgemeines Auslän-
derwahlrecht besteht, als solche, in denen 
die Minister einer parlamentarischen 
Regierung einer verfassungsmäßigen  

Begrenzung ihrer Amtsdauer unterliegen. 
Mir ist zumindest kein Beispiel für den 
letzteren Fall bekannt.5 Über die konk-
reten Auswirkungen der geplanten Re-
form kann man daher auch nur spekulie-
ren. Im nächsten Abschnitt skizziere ich 
ein mögliches Szenario, das mir zumin-
dest halbwegs plausibel erscheint.

Folgen für die Demokratie  
in Luxemburg

Würde die vorgeschlagene Maßnahme für 
mehr Partizipation sorgen? In erster Linie 
sind unter diesem Gesichtspunkt heute 
die innerparteiliche Demokratie und die 
Attraktivität der Parteien als Plattformen 
politischer Partizipation zu bedenken. Der 
innerparteiliche Pluralismus und Wett-
bewerb würde durch eine Amtszeitbe-
grenzung vermutlich gestärkt. Schließlich 
könnten sich mehr Nachwuchspolitiker 
eine Chance ausrechnen, in absehbarer 
Zeit in ein Amt nachzurücken. Vor die-
sem Hintergrund könnten sie geneigt 

sein, offener als bislang die etablierte 
Garde herauszufordern. Derzeit können 
wir ja beobachten, dass es sogar in der 
CSV abweichende Meinungen gibt, die 
sich nach dem Ende der Ära Juncker nun 
zu Wort melden. Ein forcierter Rückzug 
Junckers zu einem früheren Zeitpunkt 
hätte eine solche Erneuerung mögli-
cherweise schon einige Jahre vorher an-
gestoßen. Parteien als Orte politischer 
Partizipation könnten dadurch attrakti-
ver werden. Der typisch luxemburgische 
Klientelismus würde durch eine Be-
grenzung der Mandatsdauer jedoch nicht 
verschwinden, sondern nur pluralisiert. 
Gerade die vorgesehene Möglichkeit, 
nach einer Pause von fünf Jahren wieder 
in die Regierung zurückzukehren, würde 
dafür sorgen, dass auch altgediente Poli-
tiker weiter ihre Seilschaften pflegen, um 
im Spiel zu bleiben. Aber auch strengere 
Regelungen würden politischen Filz nicht 
zuverlässig verhindern. Mexiko hatte 
jahrzehntelang die strengsten Amtszeit-
beschränkungen der Welt: Auch Parla- 
mentarier und Bürgermeister konnten 
hier nicht wiedergewählt werden. Trot-
zdem galt das Land lange als Muster-
beispiel für eine durch und durch von Kli-
entelismus geprägte Politik. Erfahrungen 
aus den USA deuten ihrerseits darauf hin, 
dass ‚term limits‘ auch nicht dazu beitra-
gen, beispielsweise den Frauenanteil in der 
Politik zu heben.6

Würde eine Begrenzung der Mandatsdauer  
die Konzentration der Macht in den Hän-
den von Einzelpersonen verhindern? Das 
erscheint einleuchtend, auch wenn wir den 
Fall nicht ausschließen sollten, dass ein 
austretender Regierungschef hinter den 
Kulissen weiter die Strippen zieht – man 
denke nur an Wladimir Putins Pseudo- 
Rotation mit Medwedew 2008-2012. In 
konsolidierten parlamentarischen Demo- 
kratien ist die Monopolisierung der Macht 
durch eine Einzelperson jedoch nicht die 
entscheidende Gefahr. Ein größeres Prob-
lem stellt hier eine dauerhafte Asymmetrie 
zugunsten einer bestimmten Partei dar, 
die dazu führt, dass Regierungswechsel 
kaum mehr möglich sind. Könnte eine 
Amtszeitbeschränkung mehr Wettbe-
werb und Chancengleichheit zwischen 
den Parteien schaffen? Das scheint die 
Hoffnung zu sein, die in Luxemburg 
die drei Koalitionsparteien umtrieb, als 
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sie den Vorschlag in das Regierungspro-
gramm aufnahmen.7 Es ist ein bekanntes 
Phänomen, dass Amtsinhaber bei Wahlen 
einen Wettbewerbsvorteil haben. In Lux-
emburg profitierte die CSV, die als stärks- 
te Partei fast immer den Premierminister 
stellte, bislang am meisten von diesem Ef-
fekt. Das lässt sich anhand der Präferenz-
stimmen, die das Luxemburger Wahl-
recht erlaubt, illustrieren. Im Jahr 1989 
lag das persönliche Ergebnis von J.-C.  
Juncker noch etwas unter dem des erst- 
platzierten Sozialisten im Bezirk Süden. 
Zehn Jahre später, bei der ersten Wahl nach 
seiner Ernennung zum Premierminis- 
ter Anfang 1995, fuhr Juncker bereits 
10 000 Stimmen mehr ein als der stärks- 
te Kandidat der LSAP. Bei den Wahlen 
von 2004 und 2009 schlug der Premier-
ministereffekt dann voll durch: Juncker 
vereinte beide Male über 65 000 Stimmen 
auf sich, während die bestplatzierten So-
zialisten bei 40 000 stagnierten. Hätte es 
damals eine Amtszeitbegrenzung in der 
nun vorgeschlagenen Form gegeben, hätte 
Juncker aber bereits nach den Wahlen von 
1994 aus der Regierung ausscheiden müs-
sen. Und sogar wenn nur seine Jahre als 
Premierminister begrenzt gewesen wären, 
hätte er gerade zu der Zeit abtreten müs-
sen, als sein Vorsprung am größten war. 

Es ist also durchaus plausibel, dass der 
Wettbewerbsvorteil der stärksten Partei 
durch eine Begrenzung von Amtszeiten 
ein Stück weit neutralisiert würde. In-
sofern würde einer Konzentration von 
Macht entgegengewirkt. Allerdings würde 
zugleich auch der Zeithorizont von Politik 
verzerrt. Wenn man weiß, dass ein belieb-
ter Amtsinhaber bei den nächstfolgenden 
Wahlen eh aussetzen muss, wartet man als 
Oppositionspartei vielleicht lieber noch 
fünf Jahre in der Hoffnung, dann eher 
zum Zuge zu kommen, als seine Ressour- 
cen in einem aussichtslosen Wahlkampf 
zu verschleudern. Nicht in jedem Fall 
würde es also mehr Wettbewerb geben.

Würde die Reform zu einer besseren 
Repräsentation führen? Diese Erwartung 
wird in der Literatur meist damit begrün-
det, dass Politiker, die sich nicht mehr um 
ihre Wiederwahl sorgen müssen, weniger 
abhängig von einflussreichen Geldgebern 
seien und daher eher Bereitschaft zeigten, 
sich um die Sorgen der Bürger zu küm-
mern. Das mag für die USA, wo private 
Geldgeber eine entscheidende Rolle im 
Wahlkampf spielen, sogar einige Plausi-
bilität haben. Im Prinzip ist jedoch auch 
das Gegenteil denkbar: Ein Politiker, der 
sich nicht mehr um das Urteil der Bürger 

kümmern muss, könnte nach Herzenslust 
Geschenke und Gefallen verteilen – gerade 
dann, wenn er noch auf der Suche nach 
einer lukrativen Anschlussbeschäftigung 
ist. Hier ist es sicher nicht gerade hilf- 
reich, dass der aktuelle ‚code de déontolo-
gie‘ keine Pause zwischen dem Austritt aus 
der Regierung und dem Eintritt beispiels-
weise in private Unternehmen vorsieht.

Vor allem aber würde durch eine Amtszeit-
begrenzung das Prinzip der repräsen-
tativen Verantwortlichkeit geschwächt. 
Amtsinhaber müssten nicht mehr vor den 
Wählern für ihre Politik geradestehen. 
Kandidaten könnten dann nur noch an-
hand von leichtfertigen Wahlkampfver-
sprechen beurteilt werden, nicht mehr 
anhand dessen, ob sie ihr Programm auch 
umsetzen. Dieses Phänomen kennt man 
aus jeder zweiten amerikanischen Prä- 
sidentschaftswahl. Doch dem amerika- 
nischen Präsidenten steht der Kongress als 
unabhängige Kontrollinstanz gegenüber. 
Ein amerikanischer Wähler, der seine 
Entscheidung bei Präsidentschaftswahlen 
später bereut, kann bei den ‚midterm elec-
tions‘ dazu beitragen, dass der ungeliebte 
Präsident keine Gesetze mehr durchbrin-
gen kann. Auch ein Präsident, der nicht 
mehr wiedergewählt werden kann, muss 
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daher darauf achten, keine völlig unpopu- 
lären Entscheidungen zu treffen. Ein Lux-
emburger Bürger, der seine Wahl bereut, 
hätte keine vergleichbare Möglichkeit. In 
einem parlamentarischen Regierungssys-
tem hätte ein Regierungschef, der sich 
nicht mehr zur Wiederwahl stellen muss, 
weitgehende Narrenfreiheit, solange er 
seine eigene Partei im Griff hat. Hat 
er seine Partei nicht im Griff, wäre eine 
inkohärente, für die Bürger erst recht 
nicht mehr nachvollziehbare Politik die 
Folge. Die demokratische Qualität von 
Repräsentation kann darunter so oder so 
nur leiden. u

1 	 Es geht bekanntlich um 10 Jahre ‚ohne Unter-
brechung‘. Wer nach zehn Jahren eine Auszeit nimmt, 
könnte also später wieder Minister werden. Die Min- 
destdauer der Auszeit soll nach dem Willen der Koal-
itionsparteien 5 Jahre betragen. Letzteres ist so aller-
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und wurde bisher auch nicht klar kommuniziert. Die 
Dauer der Auszeit soll gar nicht in der Verfassung ste-
hen, sondern durch einfaches Gesetz festgelegt werden 
(siehe den Bericht der Commission des Institutions et 
de la Révision constitutionnelle vom 11.2.2015). Damit 
wäre es natürlich auch relativ leicht, sie wieder zu 
modifizieren.

2 	 Siehe für das folgende Mark P. Petracca, „A History 
of Rotation in Office“, in: Bernard Grofman (Hrsg.) Leg-
islative Term Limits. Public Choice Perspectives. Boston 
1996, S. 247-277.

3 	 Zitiert nach Romain Hilgert, „Wahlmonarchie“, in: 
d’Lëtzebuerger Land, 15.08.2014. Im Gesetzesentwurf 

zum Referendum findet sich derweil nur die vage For-
mulierung, es gehe darum, „le changement et le renou-
vellement des personnalités politiques“ zu fördern.

4 	 Bruce E. Cain und Marc A. Levin, „Term Limits“, in: 
Annual Review of Political Science, Nr. 2, 1999, S. 163-
188, Christof Hartmann, „Amtszeitbeschränkungen, 
Machtwechsel und Demokratisierung in vergleichender 
Perspektive“, in: Gert Pickel und Susanne Pickel (Hrsg.) 
Demokratisierung im internationalen Vergleich. Wies-
baden 2006, S. 237-250.

5 	 Ich gestehe, dass ich das nicht systematisch über-
prüft habe. Wer ein Gegenbeispiel kennt, möge sich 
bei mir melden.

6 	 Susan J. Carroll und Krista Jenkins, „Do Term Limits 
Help Women Get Elected?“, in: Social Science Quar-
terly, Nr. 1, 2001, S. 197–201.

7 	 So Romain Hilgert, „Wahlmonarchie“, cf. Anm. 3.

Dossiers

Nr. 326 – Citoyenneté et droit de vote (Februar 2013)

Nr. 321 – Plädoyer für eine Verfassungsdebatte (September 2012)

Nr. 286 – Verfassungsrevision (Mai 2009)

Beiträge

Nr. 346 – Michel Dormal, Über den Volkswillen. Anmerkungen zur 
Legitimität des Referendums (Dezember 2014)

Nr. 345 – Luc Heuschling, Illégal ? Consultatif ? Deux questions juri-
diques à propos du premier référendum constituant (November  
2014)

Nr. 343 – Laurent Schmit, Ohne Plan. Die mäandernde Entstehung 
der neuen Verfassung (September 2014)

Nr. 339 – Véronique Bruck, Mieux proclamer pour moins protéger ?
Critique de la dévalorisation des droits de l’homme par le projet de 
Constitution (April 2004)

Nr. 333 – Luc Heuschling, La réforme constitutionnelle : vers un 
saut quantique? Qu’apporte le débat électoral actuel à la question 
de la réforme de la Constitution? (Oktober 2013)

Zum Weiterlesen im forum-Archiv

Hat Ihnen dieses Dossier gefallen? Dann könnten Sie auch folgende Dossiers und Artikel interessieren, die Sie auf www.forum.lu oder 
constitution.lu finden. Mit einer Mail an forum@pt.lu oder einem Anruf unter 42 44 88 können Sie die Hefte auch gerne bestellen.

Reaktionen

Über Reaktionen und Anmerkungen zu diesem Dossier würden wir uns sehr freuen! Schicken Sie uns einfach eine Mail an forum@pt.lu. 
Anmerkungen zu bestimmten Artikeln geben wir gerne an die jeweiligen Autoren weiter. 

Nr. 331 – Laurent Léothier, Un roi sans pouvoirs. Le modèle  
suédois de monarchie décodé (Juli 2013)

Nr. 331 – Sveinn Graas, Demokratie in der Krise. Verfahren und 
Inhalte der isländischen Verfassungsreform und deren Übertrag-
barkeit auf die Situation in Luxemburg (Juli 2013)

Beiträge zum Ausländerwahlrecht

Nr. 343 – Jürgen Stoldt, Welches Fundament für Staat und Nation?
(September 2014)

Nr. 334 – André Grosbusch, « Droit de vote pour tous »
Est-on conscient des enjeux véritables? (November 2013)

Nr. 336 – Sergio Ferreira, Le droit de vote pour tous. Un danger ou 
un avantage pour le Luxembourg ?

Nr. 339 – Fabio Spirinelli, Nationalité et droit de vote. Quelques 
réflexions (April 2014)

Nr. 327 – Michel Dormal, Eine neue Ordnung der Repräsentation?
Einige Anmerkungen zur Debatte um Citoyenneté et Droit de Vote 
(März 2013)

Nr. 322 – Daniel Spizzo, Objectif nationalité 2022. Scuto et la 
renaissance du peuple luxembourgeois (Oktober 2012)


